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INTERGLOBAL

Kolumbien

„Die Zivilgesellschaft  
muss Druck ausüben“
Interview: David Graaff

Der Historiker Mauricio Archila hofft, 
dass ein Friedensschluss zwischen 
der kolumbianischen Regierung 
und der Guerilla Farc den sozialen 
Bewegungen des Landes neue 
Möglichkeiten eröffnen wird.

woxx: Die Friedensverhandlungen in 
Kolumbien sind weit fortgeschritten. 
Bald wollen die Guerilla Farc und die 
kolumbianische Regierung den Frie-
densvertrag zur Beendigung ihres 
bewaffneten Konflikts unterzeichnen. 
Der kolumbianische Präsident Juan 
Manuel Santos stellt das Ende des 
bewaffneten Konflikts oft als Lösung 
aller Probleme des Landes dar. Was 
kann mit dem Friedensprozess wirk-
lich erreicht werden?

Mauricio Archila: Vor den Friedens-
gesprächen von Havanna haben sich 
beide Seiten auf eine fünf Punkte um-
fassende Agenda geeinigt, damit die 
stärkste Guerilla des Landes verhan-
delt, ihre Waffen niederlegt und als zi-
vile politische Kraft ihre Forderungen 
und Interessen durchsetzt. Farc und 
Regierung haben sich beispielswei-
se auf Maßnahmen zur Stärkung der 
bäuerlichen Agrarwirtschaft und der 
politischen Teilhabe geeinigt. Aber 
was in Havanna nie zur Diskussion 
stand, waren die sozialen, wirtschaft-
lichen und politischen Probleme des 
Landes. Es ist die Zivilgesellschaft, die 
politischen Druck ausüben muss, um 
die in Havanna getroffenen Vereinba-

rungen in ihrer Umsetzung zu vertie-
fen, damit die ganz unterschiedlichen 
Probleme gelöst werden, unter denen 
die Bevölkerung seit langer Zeit gelit-
ten hat und die in Havanna vielleicht 
nicht explizit behandelt wurden. 
Genau deshalb wird es in den kom-
menden Monaten viele Streiks und 
Proteste auf der Straße geben. Der 
Frieden eröffnet Möglichkeiten für die 
sozialen Bewegungen und er wird ei-
nen Prozess in Gang setzen, der sich 
fortschrittlich und demokratisierend 
auf die Gesellschaft auswirken wird.

Es ist auffällig, dass ganz verschie-
dene Gruppen, von weiten Teilen 
der Linken bis zu Unternehmerver-
bänden, die Friedensverhandlungen 
unterstützen, weil sie sich einig sind, 
dass der bewaffnete Konflikt enden 
muss. Eine Einigkeit, die so lange 
besteht, bis es an die konkrete Um-
setzung der in Havanna vereinbarten 
Maßnahmen geht?

Die Regierung Santos versucht mit 
dem Friedensprozess etwas Unmög-
liches. Sie will Unternehmer ebenso 
wie die allgemeine Bevölkerung zu-
friedenzustellen. Das wird schwer 
werden und in Zukunft sicher Proble-
me geben, wenn sie sich nicht schon 
jetzt zeigen, weil die rohstoffausbeu-
tende und wachstumsorientierte Po-
litik forciert wird, die die Interessen 
und Rechte der lokalen Bevölkerung, 
den Umweltschutz und so weiter ig-

noriert. Es gibt sicherlich viel Kon-
fliktpotenzial, aber der große Vorteil 
ist, dass die Konflikte nicht bewaff-
net, sondern zivil und öffentlich aus-
getragen werden.

Die Forderung nach sozialen Verbes-
serungen, Einhaltung von Grund-
rechten und mehr politischem Ein-
fluss ist in Kolumbien auch immer 
mit der Gefahr für Leib und Leben 
verbunden gewesen. Welche Garanti-
en haben die sozialen Bewegungen, 
dass sich das nun ändert?

Dieses Risiko bleibt bestehen. Denn 
leider zeigt uns die Geschichte, dass 
es einen Teil der Elite gibt, der nicht 
bereit ist, auch nur ein kleines biss-
chen seiner Macht abzugeben, und 
daher nach wie vor Führungsperso-
nen der verschiedenen Organisatio-
nen ermordet oder ermorden lässt. 
Dafür gibt es aktuell viele Beispiele, 
wie die Ermordung von Personen, 
die im Rahmen des Gesetzes für Op-
ferentschädigung und Landrückgabe 

ihre Rechte auf Landbesitz geltend 
gemacht haben. Auch Aktivisten 
linker Bewegungen wie die Marcha 
Patriótica oder der Congreso de los 
Pueblos sowie Gewerkschafter sind 
einem großen Risiko ausgesetzt. Es 
geht aber auch eine gewisse Gefahr 
für bestimmte Gruppen von den Ver-
handlungsakteuren in Havanna aus.

Warum?

Afrokolumbianische und Indigenen-
Organisationen haben wiederholt 
darauf hingewiesen, dass sie und 
ihre Forderungen bei den Friedens-
verhandlungen nicht ausreichend 
berücksichtigt werden. Sie fürchten 
eine Verletzung ihrer territorialen Au-
tonomierechte, weil sich einige dieser 
Territorien mit von der Guerilla domi-
nierten Zonen überschneiden. Zudem 
teilen die Farc mit der Regierung ei-
nige Elemente der bereits erwähnten, 
auf Entwicklung und Rohstoffausbeu-
tung basierenden Politik: ein „desar-
rollismo“ von links, wie man ihn bei 
anderen Linksregierungen Lateiname-
rikas beobachten kann. Ich sage nicht, 
dass die Guerilla in dieser Hinsicht 
genauso vorgehen würde wie die Re-
gierung. Sie würde sicherlich Wert auf 
eine Führungsrolle staatlicher Stellen 
und öffentlicher Unternehmen legen. 
Aber es gibt einige ländlich-kleinbäu-
erliche und indigene Gruppen sowie 
Umweltorganisationen, die befürch-
ten, dass in Havanna Vereinbarun-

Der Historiker Mauricio 
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der kolumbianischen Linken 
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und Bildungsinstitut CINEP in 
Bogotá.
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gen getroffen worden sind, die bisher 
nicht öffentlich gemacht wurden und 
die die Probleme des Klimawandels 
und ökologische Aspekte verkennen.

„Vieles wird auch 
davon abhängen, wie 
sich die Farc nach der 
Demobilisierung in das 
politische und soziale 
Geschehen eingliedern.“

Welchen organisatorischen und stra-
tegischen Herausforderungen sehen 
sich die sozialen Bewegungen nach 
einer Unterzeichnung des Friedens-
vertrags gegenüber?

Die Frage wird sein, wie man starke 
Organisationen aufbaut, die zugleich 
unabhängig vom Staat, von der Gue-
rilla und den etablierten Parteien sind. 
Das ist in der Praxis natürlich leichter 
gesagt als getan, weil es finanzieller 
Mittel und Strukturen bedarf, mit de-
nen etablierte Akteure locken. Vieles 
wird auch davon abhängen, wie sich 
die Farc nach der Demobilisierung in 
das politische und soziale Geschehen 
eingliedern, ob sie sich bestehenden 
Bewegungen anschließen oder eine 
neue Partei gründen. Der Erfolg des 
Friedens hängt letztlich davon ab, ob 
die einmal demobilisierten Farc auch 
konkrete politische Erfolge erzielen 

können und eine gewisse politische 
Relevanz erlangen, auch wenn sie 
nicht notwendigerweise an die Macht 
kommen.

Als eine Ursache für die marginale 
politische Rolle, die die Linke in der 
Geschichte Kolumbiens gespielt hat, 
wird oft auf die andauernde Existenz 
von Guerillaorganisationen verwie-
sen. Stehen die Chancen der Linken 
für den Fall eines Friedensschlusses 
auch mit der kleineren Guerilla ELN 
nun besser?

Ohne Zweifel. Die Existenz militä-
risch starker Guerillas hat der legalen 
Linken sehr viel politischen Raum 
genommen und diente zugleich als 
Argument, jegliche sozialen Bewegun-
gen als kommunistisch und letztlich 
der Guerilla zugehörig zu bezeichnen. 
Das hat an der Identität der Linken 
genagt. Sicher ist mit einer Demobi-
lisierung der Farc, und hoffentlich 
irgendwann der ELN, die Hoffnung 
verbunden, dass eine besonnene Lin-
ke politisches Terrain gewinnen kann. 
Aber das hängt auch von den Ideen 
und den Fähigkeiten der Linken im 
Allgemeinen und den Führungsfigu-
ren der Farc im Besonderen ab.

Inwiefern?

Um es positiv auszudrücken: Mir 
scheint, dass der Diskurs der Farc-
Führer sich im Laufe der Friedens-

verhandlungen ein wenig verändert 
hat. Es ist nun nicht mehr dieser ge-
schlossen dogmatische und stalinis-
tische Diskurs einer Guerilla, die in 
den Fünfziger- und Sechzigerjahren 
stehengeblieben ist und an den Kal-
ten Krieg erinnert. Es gibt nun eine 
Veränderung im Diskurs, eine neue 
Frische, wenn auch keine vollständi-
ge Erneuerung. In ihm scheint eine 
gewisse Wertschätzung der Demokra-
tie durch, es hat Akte der Entschul-
digung gegeben, bei denen die Farc 
für von ihnen begangene Verbrechen 
um Verzeihung gebeten haben, auch 
wenn es natürlich abscheuliche Mas-
saker bleiben. Ein anderes Beispiel ist 
die Reise der Opfer des bewaffneten 
Konflikts nach Havanna im Rahmen 
der Verhandlungen über die Opferent-
schädigung und die Übergangsjustiz, 
unter denen sich einige befanden, die 
scharfe Kritiker der Farc sind. Meiner 
Meinung nach wären die Farc bei den 
Friedensverhandlungen von Caguán 
(1999–2002) noch nicht bereit gewe-
sen, jemanden zu empfangen, der sie 
offen kritisiert. Kurzum: Es besteht 
die Möglichkeit, dass die Farc zumin-
dest teilweise die öffentliche Meinung 
für sich gewinnen. Das wäre zu hof-
fen. Ebenso, dass sich die alten Fehler 
der Linken nicht wiederholen.

Welche?

Eine Erneuerung der Linken insge-
samt wäre wünschenswert, ihr Dis-

kurs muss lockerer werden. Damit 
meine ich aber nicht, dass die Linke 
ihre politischen Ideale aufgeben soll. 
Und der Kannibalismus in der Linken 
muss aufhören. Zwar sind die Zeiten 
der ideologischen Grabenkämpfe zwi-
schen Kommunisten, Maoisten, Trotz-
kisten und so weiter vorbei, doch 
gewisse Dogmen haben überlebt. Es 
wäre wünschenswert, wenn es in 
Zukunft mehr Allianzen und Verein-
barungen innerhalb der Linken gibt. 
Camilo Torres (1929–1966, kolumbiani-
scher Befreiungstheologe und Mitglied 
der ELN, Anm. d. Red.) sagte: „Spre-
chen wir über das, was uns eint, und 
nicht über das, was uns entzweit.“

„Die Existenz militärisch starker 
Guerillas hat der legalen Linken sehr 
viel politischen Raum genommen“: 
der kolumbianische Historiker 
Mauricio Archila. Fo
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Nächste Woche: 

TTIP-Gerichte gegen 
EU-Recht?

Die EU-Kommission hat einen 
verbesserten Vorschlag für ein 
internationales Schiedsgericht 
vorgelegt. Der NGO-Plattform 
„Stop TTIP“ ist er nicht gut 
genug.


